Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 29. 


(Nr. 6603.) Vertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen Ausführung einer Eisenbahn 
von Leer nach Oldenburg. Vom 17. Januar 1867. 5 


Sen Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Oldenburg haben, zum Zwecke einer Vereinbarung über die Her⸗ 
ſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Oldenburg und Leer zu Bevollmäch⸗ 
tigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Regierungsrath Carl Wilhelm 
Everhard von Wolf und 
Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
Jordan, 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Allerhöchſtihren Regierungspräſidenten Albrecht Johannes 
Theodor Erdmann, f 
welche, nach Auswechſelung 5 Vollmachten, vorbehaltlich der Ratifikation, fol⸗ 
genden Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche Regierung geſtattet der Großherzoglich Olden- 
burgiſchen Regierung, eine I alleinige ien der letztgedachten 1 zu 
Preußisch und zu a e 9 10 5 0 lat 9 5 n aus die 

reußiſch⸗Oldenburgiſche Landesgrenze bei Holtgaſt durch das Königlich Preußiſche 
Gebiet, zum Auſchluß an die Eiſenbahn von Emden nach Rheine, nach Leer 
zu führen. 
Artikel 2. 
Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird die im Artikel 1. ge⸗ 
Jahrgang 1867. (Nr. 6603.) 59 nannte 


Ausgegeben zu Berlin den 16, April 1867. 


= Hanne Bahn von Oldenburg nach Leer auf ige alleinige Kosten zur Ausführung 
bringen, und ſo fördern, daß ſie ſpäteſtens Ende 1870. dem Betriebe eröffnet wird 


Artikel 3. 


Ueber die zur Ausführung kommende Speziallinie der im Artikel 1. ge⸗ 
nannten Bahn wird unter den beiden kontrahirenden Hohen Regierungen eine 
Verſtändigung ſtattfinden. Im Uebrigen bleibt bei dieſer Bahn der Großherzog⸗ 
lich Oldenburgiſchen Regierung die Feſtſtellung der Bauprojekte überlaſſen. Die 
Projekte ſollen jedoch vor der Ausführung der Königlich Preußiſchen Regierung 
mitgetheilt, auch dabei alle N und Anlagen vermieden werden, welche 
die Königlich Preußiſche Regierung bei ihren eigenen Bahnen aus ſicherheits⸗ 
polizeilichen Rückſichten nicht zuläßt. > 


Artikel 4. 


Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden 8 überall gleichmäßig vier Fuß acht und einen 
halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen betragen. 

i Auch im Uebrigen ſollen die Bahn und deren Betriebsmittel dergeſtalt 
eingerichtet werden, daß letztere von und nach den anſchließenden Bahnen unge⸗ 
ſtört übergehen können. 


Artikel 5. 


Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird im Königlich Preußi⸗ 
ſchen Gebiete Stationen und Halteſtellen ſowohl für den Perſonen- als auch 
für den Güterverkehr an allen denjenigen Punkten anlegen, an denen ein en 
ſprechendes Verkehrsbedürfniß vorhanden iſt oder künftig ſich herausſtellen wird. 


Artikel 6. 


Die Königlich Preußiſche Regierung iſt bereit, ſoweit es mit den Inter⸗ 
eſſen der Emden-Rheiner Eiſenbahn verträglich iſt, den Bahnhof dieſer Bahn 
zu Leer der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung zur Mitbenutzung zu ge⸗ 
ſtatten. Ueber den Umfang und die Bedingungen dieſer Mitbenutzung, insbeſon⸗ 
dere auch über die Großherzoglich Oldenburgiſcher Seits dafür zu gewährenden 
Vergütungen werden die Eiſenbahnverwaltungen beider Staaten beſondere Ver⸗ 
ſtändigung treffen. 


Artikel 7. 


0 Inſoweit die zur 1 SUN IaBE erforderliche vorübergehende oder bleis⸗ 

bende Abtretung des Grundes und Bodens, ſowie die dazu etwa nöthige 1 

hebung von Gerechtſamen im Wege gütlicher Vereinbarungen zwiſchen der Groß⸗ 

herzoglich Oldenburgiſchen Regierung und den Betheiligten nicht zu erreichen iſt, 

wird die Königlich Preußiſche Regierung das Enteignungsverfahren eintreten 

laſſen, welches zur Zeit des Baues der im Artikel 1. gedachten Een | 
n⸗ 


Anlegung von Staats⸗Eiſenbahnen in dem Gebiete des ehemaligen Königreichs 
Hannover zur Anwendung kommt. i . 


5 Artikel 8. 

5 Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird bei der im Königlich 
Preußiſchen Gebiete zu bauenden Bahnſtrecke alle Vorkehrungen und Anlagen 
einrichten und unterhalten, welche an Wegen, Ueberfahrten, Triften, Einfriedigungen, 
Bewäſſerungs⸗ und Vorfluthanlagen nöthig find, um die ungeſtörte Verbindung 
zwiſchen den an beiden Seiten der Eiſenbahn belegenen Ortſchaften und Grund⸗ 
ſtücken zu erhalten, und die benachbarten Grundbeſitzer gegen Gefahren und Nach⸗ 
theile in Benutzung ihrer Grundſtücke zu ſichern. Entſteht die Nothwendigkeit 
ſolcher Anlagen erſt nach Eröffnung des Bahnbetriebes durch eine mit den 
benachbarten Grundſtücken vorgehende Veränderung, fo wird die Großherzoglich 
Oldenburgiſche Regierung dieſelben zwar einrichten und unterhalten, jedoch nur 
auf Koſten der Intereſſenten. Beſtehende Kommunikationswege dürfen nur unter⸗ 
brochen werden, nachdem vorher proviſoriſche Einrichtungen getroffen find, welche 
aul N genügen und den ſicherheitspolizeilichen Anforderungen 
entſprechen. 


Artikel 9. 


Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung hat für die Verpflegung der 
erkrankten Arbeiter und nöthigenfalls für deren Bortſchaffung in die Heimath 
Sorge zu tragen. . 


Artikel 10. 


. Die Landeshoheit bleibt hinſichtlich der von der Großherzoglich Oldenbur⸗ 
iſchen Regierung zu bauenden und zu betreibenden Bahnſtrecke im 4 
Preuß en Gebiete der Königlich Preußiſchen ö ausdrücklich vorbehalten. 
Auch ſollen die an der Bahnſtrecke im 0 Preußiſchen Gebiete zu errichtenden 
Hoheitszeichen nur diejenigen des Preußiſchen Staates ſein. 

Alle innerhalb des Königlich Preußiſchen Gebietes vorkommenden, die 
Bahnanlage oder den Transport auf derſelben betreffenden Verbrechen, Vergehen 
und Uebertretungen ſollen den Königlich Preußiſchen Behörden 62 Unterſuchung 
een angezeigt und nach den Königlich Preußiſchen Geſetzen beurtheilt 
werden. 

Für die auf den Eiſenbahndienſt bezüglichen Dienſtverbrechen und Vergehen 
der von der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung angeſtellten Beamten ſind 
jedoch die Großherzoglich Oldenburgiſchen Behörden allein zuſtändig. 
5 Wird die Verhaftung eines auf der Bahn innerhalb des Königlich Preußiſchen 
Gebietes angeſtellten NN Oldenburgiſchen Eiſenbahnbedienſteten 951 
Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen von Königlich Preußiſchen Behörden 
verfügt, 9 wird hierbei von denſelben auf die Erforderniſſe des Eiſenbahndienſtes 
gehörige Rückſicht genommen und, ſo weit es nach den Umſtänden irgend nk 
iſt, die nächſtvorgeſetzte Eiſenbahnbehörde fo zeitig en der Verhaftung in Kenntni 
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en 8 u 
gefeht werden, daß der etwa nöthige Stellvertreter noch rechtzeitig in den Dienft | 


eingewieſen werden kann. = 
Geeſetzliche Beſtimmungen, welche, vom Tage des Abſchluſſes 1 5 Ver, 
trages an gerechnet, in Bezug auf Eiſenbahn⸗ Unternehmungen von der Königlich 
Preußiſchen Regierung erlaſſen werden, ſollen für die in Rede ſtehende Eiſenbahn, 
ſo lange ſie im Eigenthume und im Betriebe der Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Regierung ſich befindet, ohne vorherige Verſtändigung keine Anwendung finden. 


Artikel 11. 


Es bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung vorbehalten, innerhalb ihres 
Gebietes an die im Artikel 1. bezeichnete Eiſenbahn andere Bahnen anzuſchließen, 
beziehungsweiſe darüber oder darunter wegzuführen. 


Artikel 12. * 


Die Bahnpolizei⸗Ordnungen werden von der Königlich Preußiſchen 9 
rung für die Bahnſtrecke ihres Gebietes 19 borgänginet Verſtändigung mit der 
den Betrieb führenden Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung erlaſſen werden. 
Den Großherzoglich Oldenburgiſchen Eiſenbahnbeamten werden dabei in Bezug 
auf die e dieſelben Befugniſſe eingeräumt werden, welche auf ben 
Königlich Preußiſchen Staatsbahnen die betreffenden ben Preußiſchen Bahn⸗ 
beamken auszuüben haben. Die von der Großherzoglich Olden N Regierung 
1 Betriebsmittel ſollen ohne weitere Reviſion im Königlich Preußiſchen 

ebiete zugelaſſen werden. 


Artikel 13. 


Die Großherzoglich 1 Regierung verpflichtet ſich, die auf Grund 
dieſes Vertrages von ihr im Königlich Preußiſchen Gebiete ausgebaute Bahn mit 
leicher Zn fortwährend zu unterhalten und zu betreiben, wie ihre Staats⸗ 
Augen auf Großherzoglich Oldenburgiſchem Gebiete. 


Artikel 14. 


In Betreff der Staats⸗ und Gemeindeabgaben und Laſten wird die Kö⸗ 
niglich Preußiſche Regierung die Befreiungen, welche ſie der am meiſten begün⸗ 
Pie Regierung oder Eiſenbahngeſellſchaſ für ihre Eiſenbahnen im Königlich 

reußiſchen Gebiete eingeräumt hat, oder noch einräumen wird, auch der Groß 
er Bt Oldenburgiſchen Regierung zu Theil werden laſſen. Insbeſondere ſoll 
der Betrieb auf der im Königlich Preußiſchen Gebiete liegenden Strecke der 
Bahn zwiſchen Oldenburg und Leer, ſo lange ſie ſich im Eigenthume und Be⸗ 
triebe der Großherzoglich a Regierung befindet, mit einer Gewerbe 
1 oder ähnlichen öffentlichen Abgaben nicht belegt werden, auch rückſichtlich 
er Grundſteuer als verabredet gelten, daß unter allen Umſtänden mindeſtens 
die Schienenwege von der Grundſteuer befreit bleiben müſſen. 


U 


Artikel 15. 


Für den Fall, daß die beſtehende Zolleinigung zwiſchen dem Königreiche 
Preußen und dem Großherzogthume Oldenburg aufhören ſollte, verpflichtet ſich 
die Königlich Preußiſche e auf der Eiſenbahn, welche Gegenſtand ge⸗ 

enwärtigen Vertrages iſt, keine 4 e ee zu Ae „auch hinsicht 
li der darauf tranſitirenden Güter die zollamtli 1 
das nothwendigſte Maaß zu beſchränken. 

Dagegen ſichert die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung für denſelben 
Fall die Durchgangszoll⸗Freiheit für alle a 0 Waaren zu, welche im Eiſen⸗ 
bahnverkehr von dem Königlich Preußiſchen Gebiete durch das Großherzogthum 
Oldenburg nach dem Königlich Preußiſchen Gebiete durchgeführt werden. 


Artikel 16. 


Nicht⸗Preußen, welche die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung bei 
der Bahnſtrecke im Königlich Preußiſchen Gebiete beſchäftigt oder anſtell, ſchei⸗ 
den dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathslandes nicht aus. 


Artikel 17. 


Die ee Be Oldenburgiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß 
die von ihr beſtellte Bau⸗ und Betriebsverwaltung wegen aller Entſchädigungs⸗ 
anſprüche, welche aus Anlaß der Eiſenbahnanlage auf Königlich Preußiſchem 
Gebiete, oder des Betriebes auf derſelben erhoben werden möchten, der Entſchei⸗ 
dung der zuſtändigen Königlich Preußiſchen Gerichte ſich zu unterwerfen habe, 
und daß die gegen die vorgedachte Verwaltung in Vertretung der Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung ergehenden Entſcheidungen ihrerſeits als verbindlich 
anzuerkennen ſeien. 
Artikel 18. 


Die Feſtſtellung der Fahrpläne und der 170 wird der Großherzoglich 
Al ee Regierung inſoweit und ſo lange allein überlaſſen, als die im 
Artikel 1. gedachte Bahn in ihrem Eigenthume und eigenen Betriebe ſich befindet. 

Es ſollen jedoch auf diefer Bahn mindeſtens zwei Perſonenzüge täglich 
hin und zurück ſtattfinden, welche, ſoweit die Königlich on Regierung es 
für Bedürfniß erkennen wird, bei ſämmtlichen Stationen un Haltestellen des 


Königlich Preußiſchen Gebietes anhalten. 
en wird die Großherzoglich Oldenburgiſche ng für den ges 
ſammten Verkehr von und nach den im Königlich Pieußiſchen Gebiete liegenden 
Stationen und Halteſtellen keine ungünſtigeren Tarifbeſtimmungen und keine 
höheren Tarifseinheiten zur Anwendung bringen, als für den Verkehr von und 
nach den im Hotel Oldenburgiſchen Gebiete liegenden Stationen und 
Halteſtellen jeweilig in Geltung ſein werden. Die nn Preußiſche Regie⸗ 
rung wird dagegen für den über die n Eiſenbahn nach der Ol⸗ 
denburgiſchen Bahn und umgekehrt gehenden Verkehr keine höheren Tarifbeſtim⸗ 
mungen eintreten laſſen, als jeweilig für den Verkehr nach und von Leer g 
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hen Kontrolmaaßregeln ſtets auf 


ee e und Erleichterungen, welche einem Intereſſenten 
Theil werden, ſollen bei ſonſt gleichen Berhällniffen auch anderen Intereſſenten 
gewährt werden. i = 
Zwiſchen den gegenſeitigen Unterthanen follen ſowohl bei Feſtſtellung der 
Fahr⸗ und Frachtpreiſe, als auch in Bezug auf die Zeit der Abfertigung keine 
Unterſchiede gemacht werden, namentlich ſollen die aus dem Gebiete des einen 
Staates in das Gebiet des anderen Staates übergehenden Transporte weder in 
Beziehung auf die Abfertigung, noch rückſichtlich der Beförderungspreiſe h 
behandelt werden, als die aus dem betreffenden Staate abgehenden und darin 
verbleibenden Transporte. 


Artikel 19. 


Ueber die h der Eiſenbahn zwiſchen Oldenburg und Leer zu Poſt⸗ 
beförderungen werden die beiderſeitigen Poſtverwaltungen ſich verſtändigen. Im 
Uebrigen ſollen bei Ausübung des nes auf der Königlich Preüßiſchen 
Gebietsſtrecke durch die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung 1 Beſtim⸗ 
mungen Anwendung finden: 


1) Die Großherzogliche Regierung iſt in Anſehung des Poſtzwanges den⸗ 
jenigen Beſtimmungen unterworfen, welche aus den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen über das Verhältniß der Eiſenbahnen zu den Poſten im früheren 
Königreiche Hannover 1 9 1 Die Eiſenbahn⸗Dienſtkorreſpondenz, ſowie 
die Sendungen von Akten, Druckſachen und Geldern in Dienſtangelegen⸗ 
heiten der Großherzoglichen Eiſenbahnverwaltung ſollen jedoch durch 
die eigenen Beamten mitbefördert werden dürfen, wenn die betreffenden 
Schreiben oder die Begleitbriefe zu dergleichen Sendungen mit dem Eiſen? 
bahndienſtſiegel bedruckt oder verſchloſſen und mit dem Rubrum: „Eiſen⸗ 
bahndienſtſachen“ verſehen ſind. 


2) Die Großherzogliche 0 verpflichtet ſich der Königlich Preußiſchen 
Poſtverwaltung gegenüber zu denjenigen Leiſtungen, welche die unter 1. 
erwähnten Beſtimmungen mit ſich führen, nämlich zu dem unentgeltlichen 
Transport der Brief- und Fahrpoſtſendungen, und der dieſelben beglei- 
tenden Poſtbedienſteten, ſowie zur unentgeltlichen Geſtattung der dazu 
erforderlichen Behältniſſe oder Wagen, wogegen die Preußiſche Poſttaxe 
auf der betreffenden Eiſenbahnlinie nicht unter das Doppelte der Eiſenbahn⸗ 
Eilfrachttaxe herabgeſetzt werden wird. 5 


Artikel 20. 


Das im Artikel 9. des Staatsvertrages vom 16. Februar 1864., betreffend 
die weitere Entwickelung der durch den Verkrag vom 20. Juli 1853. begründeten 

Verhältniſſe, vorgeſehene Recht der Königlich Preußiſchen Regierung zur Anlegung 
und zum Betriebe ober⸗ und unterirdiſcher Telegraphenleitungen längs der in dem 
erſterwähnten Vertrage näher bezeichneten Eiſenbahnen im Tranſit durch das 
wich de ber Oldenburgiſche Gebiet wird auf die Eiſenbahn von Oldenburg 
nach Leer dergeſtalt ausgedehnt, daß der Königlich Preußiſchen Regierung 9 
8 Rn 


8 I de unter 
bis Leer fortzuſetzen. 

Oldenburgiſchen Regierung die Befugniß ein, auf der von 8 gebauten und 

betriebenen Bahnſtrecke im Königlich Preußiſchen Gebiete für Eiſenbahndienſtzwecke 
\ eine Telegraphenleitung anzulegen und zu unterhalten. Bei Ausübung dieſes 
Rechtes wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung auf allen Eiſenbahn⸗ 
ſtations⸗ oder Haltepunkten, wo des Eifenbahnbienfes wegen ein Telegraphen⸗ 
betrieb ſtattfindet, inſoweit die Königlich Preußiſche Regierung es verlangt, den 
Bahntelegraphen auch für den telegraphiſchen Verkehr der Behörden und des 
Publikums nutzbar machen, und in dieſem Falle keine höhere Gebühren in Anwen⸗ 
dung bringen, als im Großherzoglich Oldenburgiſchen Gebiete für gleiche Leiſtungen 
erhoben werden. 


Die Königlich Preußiſche Regierung räumt dagegen der Großherzoglich 5 


Artikel 21. 


Auf der im Artikel 1. genannten Eiſenbahn ſollen für die Beförderung 
von Königlich Preußiſchen Militair⸗ und Marinemannſchaften keine höhere als 
die jeweilig auf den Königlich Preußiſchen Staats⸗Eiſenbahnen geltenden Sätze 

erhoben werden. i 

Einer jeden auf der Eiſenbahn aus dem Preußiſchen Gebiete, ei in ent⸗ 

gegengeſetzter Richtung durch das Großherzoglich Oldenburgiſche Gebiet zu Be 
8 wirkenden Truppenſendung, welche mehr als 1 Bataillon oder 1 Eskadron oder 
I Batterie beträgt, ſoll eine Anzeige und Benehmung mit der Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung binnen angemeſſener Fri e In Fällen 
außerordentlicher Dringlichkeit, wo ohne Gefährdung des Zweckes eine vorgängige 
Benehmung mit der Großherzoglichen ee zu bewirken ſein würde, 

will dieſe es geſchehen laſſen, daß von dieſer B 
geſehen werde. Es ſoll jedoch auch in ſolchen Fällen der Abſendung der Trans⸗ 


porte unter allen Umſtänden eine Anzeige an die Großherzogliche Regierung oder 


an die nach Befinden deshalb mit Anweiſung zu verſehende Behörde vorangehen. 


Wird ohne vorgängiges Benehmen mit der Großherzoglichen Regierung 


Königlich Preußiſcher Seiks eine Truppenbeförderung auf der Bahn verlangt, 
0 iſt die Großherzogliche Eiſenbahnverwaltung, inſoweit ihr die dazu erforder- 
| ichen Transportmittel auf der betreffenden Station mangeln, zur Ausführung 
des Transportes nur unter der Vorausſetzung gehalten, 90 die fehlenden Trans⸗ 
portmittel Königlich Preußiſcher Seits geſtellt werden. 


5 Artikel 22. 
Königlich Preußiſchen nd) zur Ueberwachung der 


Intereſſen und Gerechtſame bei der von der Großherzoglich Oldenburgiſchen Re⸗ 
gierung im Königlich Preußiſchen Gebiete gebauten und betriebenen Eiſenbahn, 


(Nr. 66038.) 


ein fi oll, die auf Grund jenes Vertrages anzulegenden und zu betreibenden Tele⸗ = 
gleichen Vorausſetzungen und Bedingungen von Oldenburg 


enehmung ausnahmsweiſe ab» 


Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung 5 dem Ermeſſen der en 
öniglich Preußiſchen 


0 ſowie zur Verhandlung mit 15 Großherzoglich Rennen. Ee = 
=, mal 


=. 


| waltung in allen auf den Bau und Betrieb ſich beziehenden Angelegenheiten einen 
beſonderen Kommiſſarius zu beſtellen. a 
Die von der Großherzoglichen e eingeſetzte leitende Bau- und 


Betriebsverwaltung wird dieſem Kommiſſarius er für feine Zwecke nöthige 
Einſicht geſtatten, beziehungsweiſe Auskunft ertheilen. 


Artikel 23. 


Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich das Recht vor, die inner 
halb ihres Gebietes belegene Strecke der im Artikel 1. genannten Bahn nebſt 
allem zu dieſer Strecke zu rechnenden Zubehör nach nn von dreißig Jahren, 
vom Tage der Eröffnung des Betriebes an gerechnet, in Folge einer mindeſtens 
ein Jahr werben zu machenden Ankündigung gegen Erſtattung des Anlagekapi⸗ 
tals zu erwerben. Arsen zur Zeit der Erwerbung der 1 der Bahn 
gegen die urſprüngliche lnlage ſich weſentlich verſchlechtert haben möchte, foll 
jedoch von dem zu erſtattenden Anlagekapital nach einem durch Sachverſtändige 
zu beſtimmenden ae ein dem dermaligen Zuſtande entſprechender Abzug 
gemacht werden. ö 

Beide Hohe kontrahirende Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß 
eintretenden Falles keine Unterbrechung des Betriebes ſtattfinden, vielmehr ein 
einheitlicher Betrieb fortgeſetzt und zu dem Endzwecke rechtzeitig die geeignete 
Verſtändigung getroffen werden ſoll. 5 


Artikel 24. 


Für den Fall, daß die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung ſich ver⸗ 
anlaßt ſehen möchte, die im Königlich Preußiſchen Gebiete hergeſtellte Bahn⸗ 
ſtrecke 1 an eine andere Regierung oder an Privatunternehmer, ſei es im 
Wege einer Konzeſſion oder der Veräußerung oder Verpachtung, ganz oder theil⸗ 

= zu le ‚To it 11 die Zuſtimmung der u Preußiſchen 
end ee erlich, und wird alsdann über die einer Abänderung bedürfen⸗ 
den Punkte des gegenwärtigen Vertrages das Nähere zwiſchen den beiderſeitigen 
Regierungen verabredet werden. 


Artikel 25. 


Etwaige, aus gegenwärtigem Vertrage oder über die Ausführung deſſelben 
entſtehende Streitfragen zwiſchen den beiden kontrahirenden Regierungen ſollen 
ſchiedsrichterlich erledigt werden. Zu dieſem Behufe ernennt im vorkommenden 
Falle binnen habs Wochen nach beantragter ſchiedsrichterlicher Entſcheidung jeder 
Theil zwei, keinem der beiden Staaten angehörige unparteiiſche Schiedsmänner, 
welche einen fünften ſich beiordnen, unter denen dann die Stimmenmehrheit über 
den Streitpunkt endgültig entſcheidet. Können die vier gewählten Schiedsmänner 
ſich über die Perſon des fünften nicht einigen, ſo hat jede der beiden Regierungen 
einen unparteiiſchen, gleichfalls keinem der beiden Staaten angehörigen Mann 
be dem Zwecke zu bezeichnen, damit nach Beſtimmung des Looſes einer dieſer 

eiden Männer von den vier Schiedsmännern als fünfker zugezogen werde. f 


Der gegenwärtige ag fol 
orgelegt 5 15 Auswechſelng r 
vier Wochen vorgenommen werden. 


Dieſſen zu Urkund haben die beiberfeitigen Bewolinictigen den Vertrag 
in zwei gleichlautenden Ausfertigungen unter Beidrückung ihrer iegel eigenhändig 


unterzeichnet. „ 
So geſchehen Berlin, den 17. Januar 1867. 


G. s) Carl Wilhelm Eberhard von Wolf, 5 
HL); Paul Ludwig Wilhelm Jordan. 5 2 1 5 
(L. S.) Albrecht Johannes Theodor Erdmann. 


8 Vorſtehender Vertrag iſt ratiftzirt worden und die Ausw 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


Anleihe feiner Zeit entgegenſehen. Ich ermächtige Sie, h 

weiteren bezüglichen Beſtimmungen im F. 20. a. a. O. die erforderlichen Anord⸗ 

nungen zur Ausführung der Anleihe zu treffen. 

N Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. | 88 


Berlin, den 13. März 1867. a 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. 


(Nr. 6 


(Nr. 6605.) Statut der Rgielskoer En 
Vom 25. März 1867. 


EN 


iwäfferungs- Genoſſenſchaft im Kreiſe Wongrowitz. 


8 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, dem Antrage der Meiſtbetheiligten ent⸗ 
ſprechend, a Grund des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. und der 
$$. 56. 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843., was folgt: 


Er 


Die Beſitzer der im Kreiſe Wongrowitz an den Seen von Rgielsko, Leckno, 
Regdosz und Stempuchowo, wie an den Grabenverbindungen zwiſchen dieſen 
Seen belegenen Grundſtücke, werden zu einer Genoſſenſchaft unter dem Namen: 

„Rgielskoer Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft“ f 
vereinigt, um ihre Grundſtücke durch Entwäſſerung und, ſoweit es nützlich und 
ausführbar iſt, durch Wiederbewäſſerung zu verbeſſern. 5 

Die Genoſſenſchaft hat Korporationsrechte und ihren Gerichtsſtand bei dem 

Kreisgerichte zu Wongrowitz. 2 N 


H. 2. 


Die Genoſſenſchaft umfaßt für jetzt diejenigen Grundſtücke, welche in dem 
vom Feldmeſſer Elkner im Januar und Februar v. J. aufgeſtellten, von dem 
Fortſchreibungsbeamten Mies im November v. J. e ataſter der 
Rgielskoer Melioration unter der laufenden Nr. 38. bis 88. 97. 99. bis 211. 
214. bis 221. 223. bis 226. und im Nachtrage dazu unter Nr. 227. bis 245. 
102 4. 246. bis 256. mit zuſammen 2968,6s Morgen aufgeführt ſtehen und auf 
den Karten des Rieſelmeiſters Kiesgen Sekt. I. bis VII. und des Feldmeſſers 
Elkner Sekt. VIII. verzeichnet ſind. i \ 


U A nn Pam Ed Kan a La 0 Er 


N: 


Die Koſten fur Ausführung und Erhaltung der Meliorationsanlagen wer⸗ 
den von den betheiligten Grundftücden nach Verhältniß der Fläche mit folgenden 
Maaßgaben aufgebracht: 


a) die Koſten, welche erforderlich ſind, um den Waſſerſpiegel der Seen von 
Rgielsko und Leckno zu ſenken und die Seitenthäler anzuſchließen, werden 
ausſchließlich von den Beſitzern derjenigen nach $. 2. betheiligten Grund⸗ 
ſtücke getragen, welche in dem Kataſter Nr. 38. bis 88. 97. 99. bis 211. 
Hin in den Nachträgen Nr. 227. 228. 102 a. 246. bis 256. aufge 
ührt ſind. 5 0 

Die Vertheilung der Koſten erfolgt nach der Fläche mit den 

sub e. und (. dieſes 17 tefigelenten Modifikationen; 5 


x Gr. 6605.) die 


* 


p) die Koſten, welche zur Senkung des Ne des Sees von Reg 
dosz und zur Grabenregulirung vom Regdosz See aufwärts bei Station 
161. aufgewendet werden fen „fallen den Beſitzern der Grundſtücke 
ur Laſt, welche im 1 unter den laufenden Nr. 214. bis 221. 
23. bis 226. und in den Nachträgen unter Nr. 229. bis 245. aufgeführt 
find, mit der Maaßgabe, daß die sub Nr. 214. 215. und 216. aufgeführten, 
den vollen unter ſich gleichen Beitrag pro Morgen, die sub Nr. 217. 
und 218. verzeichneten die Hälfte, und die übrigen den vierten Theil des 
vollen Beitrags für den Morgen zu bezahlen haben; 

e) die Koſten der Senkung des Stempuchowoer Sees und der Grabenregu⸗ 
lirung oberhalb deſſelben tragen die sub Nr. 219. bis 221. 223. bis 
226. des Kataſters und 229. bis 245. des Nachtrags verzeichneten Grund⸗ 
ſtücke nach der Fläche mit den zu e. und £ gedachten Modifikationen, 


d) die allgemeinen Koſten der Aufficht und Verwaltung haben alle Bethei- 


ligten gemeinſchaftlich nach der Fläche aufzubringen; 


e) die in der Rubrik „trocken gelegte Seeränder“ verzeichneten Grundſtücke 
haben nur die Hälfte der Beiträge der übrigen zu leiſten, 


) die in den Rubriken „Wege und Triften“ und „Gräben und Dümpel“ 
aufgeführten bleiben ganz von Beiträgen frei; 


g) wegen der Koſten der ſpeziellen Entwäſſerung und der Bewäſſerung ſind 
die Beſtimmungen der $$. 5. und 6. zu berückſichtigen. 


. 4. 


Beſchwerden gegen das Kataſter und das im vorſtehenden Paragraphen nor⸗ 
mirte Beitragsverhältniß können ſowohl vom Vorſtande der Geno enſchaft, als 
von den Mitgliedern binnen drei Monaten nach der erſten Ausſchreibung von 
Beiträgen und hinſichtlich der „trocken gelegten Seeränder“ binnen drei Monaten 
nach ausgeführter Entwäſſerung bei dem Landrathsamte zu Wongrowitz ange: 
bracht werden. 


Die Unterſuchung dieſer Beſchwerden erfolgt unter Zuziehung der Beſchwerde— 
führer und eines Deputirten des Vorſtandes im Verwaltungswege und ſteht die 
Entſcheidung und definitive Feſtſtellung des Kataſters zunächſt der Regierung zu 
Bromberg und auf den binnen ſechs Wochen nach deren Bekanntmachung anzu⸗ 


meldenden Rekurs dem Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


| Wird eine Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten der Unterſuchung 
den Beſchwerdeführer. 
$. 5. | | 


Der nächſte Zweck der Genoſſenſchaft iſt die Entwäſſerung der betheiligte 
Grundſtücke, welche nach dem von dem Bauinspektor Schulemann im Mai um 
Juni v. J. aufgeſtellten Meliorationsplan und Anſchlag mit der Maaßgabe aus⸗ 

N | ge⸗ 


erworben. 


eführt werden ſoll, daß die i 
ommen. 

fell In Streitfällen wird der Meliorationsplan im Verwaltungswege feſt⸗ 
geſtellt. 8 : 
Als Regel gilt für denſelben, daß nur die Hauptanlagen auf Koſten der 
Genoſſenſchaft gemacht werden, welche erforderlich find, den einzelnen Intereſſenten 
die ſpezielle Entwäſſerung und weitere Kultur ihrer Wieſen möglich zu machen. 


$. 6. 


Erſt nach vollſtändig ausgeführter Entwäſſerung hat der Vorſtand nach 
Anhörung der betheiligten Grundbeſitzer zu prüfen, wo und in welchem Umfange 


Bewäſſerungsanlagen einzurichten und wie die Koſten dafür aufzubringen ſind, 


auch dieſe Einrichtungen nöthigenfalls von Amtswegen zu betreiben. 


Der Bewäſſerungsplan wie das Beitragsverhältniß zu den Koſten unter⸗ 
liegt der Genehmigung der Regierung in Bromberg und wird in Streitfällen 
nach Anhörung des Vorſtandes und der Betheiligten in dem nach FK. 4. für das 
Kataſter vorgeſchriebenen Verfahren feſtgeſtellt. 5 


er 


Die von einzelnen Mitgliedern der Genoſſenſchaft unter Zuſtimmung der 
Regierung vor der ae du be gemachten Ausgaben für Vorarbeiten und 
Ausführung der Anlagen ſind von der Genoſſenſchafk zu erſetzen. 


$. 8. 


Jedes Mitglied der Genoſſenſchaft hat derſelben von ſeinen Grundſtücken 
diejenigen Flächen, welche zum Bau der Zuleitungs⸗ und Ableitungskanäle, ſowie 
zur Anlegung der Schleuſen, Dämme und ſonſtigen Bauwerke erforderlich ſind, 
abzutreten, und zwar inſoweit ohne Entſchädigung, als der bisherige Nutzungs⸗ 
werth nach vorausſichtlicher Schätzung durch die ihm demnächſt verbleibende Gras⸗ 
nutzung auf den Dammdoſſirungen und Uferrändern und durch die ſonſtigen aus 
dem Bau erwachſenden zufälligen Vortheile aufgewogen wird. 


Streitigkeiten hierüber werden mit Ausſchluß des Rechtsweges vom Vor⸗ 


ſtande, event. ſchiedsrichterlich entſchieden (§. 14.). 

Die ſonſtigen zur Ausführung der Melioration, namentlich zur Anlegung 
der Kanäle, Brücken, Schleuſen, Wehre, Wärterhäuſer und Wege erforderlichen 
Grundſtücke werden im Mangel der Einigung von der Sozietät nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes über die Benutzung der Prvatfläſſe vom 28. Februar 1843. 


Wegen Auszahlung der Geldvergütigung für die der Expropriation unter⸗ 
worfenen Grundſtücke kommen die für den Chauſſeebau hierüber beſtehenden ge⸗ 
setzlichen Beſtimmungen in Anwendung. Er 
(Nr. 6605.) $. 9. 


ae 3 : = H. 9. 3 e 
An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Landrat des Wongrowitzer 
Kreiſes als Sozietätsdirektor. Derſelbe führt die Verwaltung nach den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Statuts und den Beſchlüſſen des Vorſtandes und vertritt die Ge⸗ 
in i en in allen Angelegenheiten dritten Perſonen und Behörden gegenüber, 
in und außer Gericht, wenn es nöthig werden ſollte. | 
Er hat insbeſondere: 
a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſetzten 
Plänen zu veranlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen f 
b) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den Säu⸗ 
migen event. durch adminiſtrative Exekution zur Kreis-Kommunalkaſſe 
einzuziehen, die Zahlung auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
zu revidiren 
e) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. 
In Behinderungsfällen läßt der Landrath die Angelegenheiten der Genoſſen⸗ 
ſchaft durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu ernennenden 
Stellvertreter leiten. a 


* 


$. 10, 

Dem Sozietätsdiveftor wird ein Vorſtand von vier Mitgliedern beigeordnet, 

welcher unter dem Vorſitze des Sozietätsdirektors nach Stimmenmehrheit bindende 

Beſchlüſſe für die Sozietät 50 faſſen, den Direktor in feiner Geſchäftsführung zu 

unterſtützen und das Beſte der Sozietät überall wahrzunehmen hat. 2 

Bei etwa vorkommender Stimmengleichheit giebt die Stimme des Sozietäts⸗ 
direktors den Ausſchlag. i : 


9 


El. 


Eein Vorſtandsmitglied wird en: von den Beſitzern der Domaine 
Rgielsko, des Gutes Rombezyn, des Gutes Leckno und der Probſtei Leckno, das 
zweite von den Beſitzern aus Dorf Rgielsko, Tarnowo, Stadt Leckno und 
Bracholin, das dritte von den Beſitzern der Güter Mrowiniec, Regdosz, Zabiszin, 
Werkowo und Niemezynek, das vierte endlich von den Beſitzern der Güter 
Stempuchowo, Modrzewiec, Niemczyn, Starenzynek und den Betheiligten aus 
Koscielsko, Dorf Kopanin und Dorf Niemczyn. a 
Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre, ſo jedoch, daß alle drei Jahre zwei 
Mitglieder ausſcheiden. Be 

Nach Ablauf der erſten drei Jahre entſcheidet das Loos zwiſchen den beiden 
Vorſtandsmitgliedern aus dem erſten und zweiten, und zwiſchen den beiden aus 
dem dritten und vierten Wahlbezirk, wer von ihnen ausfcheidet; ſpäter tritt jedes⸗ 
mal das ältere Mitglied aus. f i = 5 


L 


a7 


Ergänzungswahlen gelten nur für die übrige Dauer der Wahlperiode des 


sſchedenden. 
Die Wah 


Stimme, wer 10 bis 20 Morgen beſitzt, zwei Stimmen, von 20 bis 30 Morgen 


drei Stimmen u. ſ. w. Wer unter 1 Morgen beſitzt, ferner, wer mit feinen Bei⸗ 


trägen im Rückſtande iſt, und endlich, wem die Ausübung der bürgerlichen Ehren⸗ 


rechte durch richterliches Erkenntniß unterſagt worden, iſt nicht ſtimmberechtigt. 


8 


Für jedes Vorſtandsmitglied wird nach den Beſtimmungen des §. 8. ein 


Stellvertreter gewählt, welcher in Behinderungsfällen des Vorſtandsmitgliedes 
einzutreten hat. 5 


9 13. 


Der Direktor und die Vorſtandsmitglieder, ſowie deren Stellvertreter ver 
walten ihr Amt unentgeltlich; der Erſtere hat nur auf Erſatz der baaren Aus⸗ 
lagen Anſpruch. f 5 


Jedes Sozietätsmitglied iſt verpflichtet, die auf daſſelbe fallende Wahl 
anzunehmen. 
Der Vorſtand verſammelt ſich jährlich mindeſtens zweimal, im Frühjahre 


und im Herhſte. 


$. 14. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft über das | 


Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
11 gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten der Ge- 
noſſenſchaft, oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Ge- 
noſſen betreffenden Beſchwerden von dem Scozietätsdirektor in Gemeinſchaft mit 
dem Vorſtande unterſucht und nach Mehrzahl der Stimmen entſchieden. 


Gegen die Entſcheidung ſteht jedem N der Rekurs an ein Schiedsgericht 


frei, welcher binnen zehn Tagen, von Be 


e des Beſcheides ab ge⸗ 
1 bei dem Landrathe angemeldet werden muß. Ein 


weiteres Rechtsmittel 


findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 

Re Das Schiedsgericht beſteht aus zwei vom Vorſtande auf drei Jahre ge⸗ 

wählten, bei der Melioration unbetheiligten Schiedsrichtern und einem von der 
Regierung zu Bromberg beſtellten Obmann. 


$. 15. 


a len werden von dem Landrathe geleitet. Bei der Wahl bat jedes 
Sozietätsmitglied, welches 1 bis 10 Morgen im Meliorationsterrain beſitzt, Eine 


Die Genoſſenſchaft iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen, und wird 
Gr. 6605) f l 8 das 


1 


i 10 . Aba nderungen dieſes Statuts ton önnen nur mit landesherrlicher Genehmigung 
folgen. = 


= 1 unter Anſerer Sc egeh d Unterſchriſt 109 en 
Renee Suflegel list 5 55 x 


Gegeben Berlin den 25. Mürz 1867. 


US) Wilhelm. 


Gr. . en v. Selchow. 


Redigirt im Büren bes Stnats-Miiferlums.. 


n 2 a in der Königlichen Geheimen be geboten 
5 (R. v. Decker). 85 


